
Geschäf tsnummer 
5 E 260/07 A (3) 

Verwaltungsgericht Darmstadt 

Im Namen des Volkes 

URTEIL 

In d e m Verwal tungsstrei tverfahren der 

- Klägerin -

gegen die 

Bundesrepubl ik Deutschland 
endvertreten durch das Bundesamt für Migration und Flücht l inge 
(Az 5238716-439) , 
Frankfurt-Flughafen, Gebäude 587 
60549 Frankfurt am Main 

- Beklagte -

w e g e n Asyl 

hat das Verwal tungsger icht Darmstadt - 5 Kammer - durch 

Richter am VG Dr. Rumpf als Einzelr ichter 

aufgrund der mündl ichen Verhand lung vom 24.04.2008 für Recht erkannt : 

1. Die Klage wird abgewiesen . 
2. Die Kosten des Ver fahrens hat der Kläger zu t ragen . Ger ichtskosten 

werden nicht e rhoben . 
3. Das Urteil ist hinsicht l ich der Kosten vorläufig vol lstreckbar . Die 

Klägerin darf die Vol lst reckung durch Sicherhei ts le istung in Höhe 
der festzusetzenden Kosten abwenden , falls nicht die Beklagte vor 
der Vol lst reckung Sicherheit in derselben Höhe leistet. 
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Tatbestand 

Die Klägerin ist iranische Staatsangehör ige. Sie reiste eigenen Angaben zufo lge am 

30.08.2003 zusammen mit ihrer Mutter und ihrer Schwester mit e inem Schengen-V isum der 

f ranzösischen Botschaft in Teheran über den Flughafen Frankfurt am Main in die Bundesre­

publik Deutschland ein und beantragte am 07.10.2003 durch ihre Mutter ihre Anerkennung 

als Asylberecht igte. Dabei gab die Kläger in - zusätzl ich zu den individuel len Gründen ihrer 

Mutter - an , sie am 24.06.2003 an einer Demonstrat ion in Teheran te i l genommen, in deren 

Verlauf Kopftücher in ein Feuer gewor fen und Parolen gegen C h o m e n i und Chamene i geru­

fen worden seien. Auf einer wei teren Demonstrat ion am 28.06.2003 sei sie von Ziv i lbeamten 

beschimpft und beleidigt worden, wei l sie kein Kopftuch getragen habe. 

Mit Bescheid des Bundesamtes für die Anerkennung ausländischer Flücht l inge - nachfol­

gend Bundesamt - vom 10.02.2004 (Aktenzeichen 5050073-439) wurde der Asylantrag ab­

gelehnt . Zugleich wurde festgestel l t , dass die Voraussetzungen des § 51 Abs . 1 Aus lG und 

Abschiebungshindern isse i. S. d. § 53 AuslG nicht vor l iegen. Zur Begründung wurde im W e ­

sent l ichen ausgeführt, das Vorbr ingen erscheine konstruiert und wenig g laubhaf t . Die Kläge­

rin wurde aufgefordert, das Bundesgebiet b innen einer Frist von e inem Monat nach Be­

kanntgabe des Bescheides zu ver lassen. Für den Fall der Nichtbefolgung wurde ihr die Ab­

sch iebung in ihr Heimat land angedroht . 

Noch vor Zustel lung des Bescheides nahm die Mutter der Klägerin - zugle ich für die Klägerin 

und die Schwester der Klägerin - den Asylantrag zurück. Daraufhin stel l te das Bundesamt 

mit Bescheid vom 17.02.2004 das Asy lver fahren ein und erl ieß e ine neue Absch iebungsan­

drohung. Rechtsmittel wurden h iergegen nicht eingelegt. 

Wahrend die Mutter der Klägerin in den Iran zurückkehrte, bl ieben die Kläger in und ihre 

Schwester im Bundesgebiet . Am 28.07.2007 stellte die Klägerin be im Bundesamt in Dort­

mund einen wei teren Asylantrag (Aktenzeichen des Bundesamtes 5111891-439) unter dem 

Fa lschnamen geb. am .Zur Begründung trug sie vor, sie sei el­

ternlos, denn ihre Eltern seien bei e inem Autounfal l ums Leben g e k o m m e n , als sie vier oder 

fünf gewesen sei. Am 23.07.2004 sei sie mit e inem Direktf lug der Iran Air in Köln angekom­

m e n . Ein Schlepper habe ihr gehol fen. Sie habe im Iran die Organisat ion Hambasteg i mit 

Ge ld unterstützt. Sie habe Grupp ierungen mit dem Ziel gegründet, die Befre iung der Frauen 

im Iran zu erre ichen. Sie habe dort Ze i tungen verbreitet und aufgefordert , d iese zu vervielfäl­

t igen und wei terzugeben. Sie habe s ich für die Propaganda gegen den Is lam und das islami­

sche Regime eingesetzt . Sie habe Mitgl ieder der Gruppen aufgefordert, s ich gegen die 

Zwangsversch le ierung zu wehren . 
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Den Vorhalt des Bundesamtes, schon ein Asy lver fahren mit ihrer Mutter und Schwester be­

tr ieben zu haben, wies sie zunächst zurück. Auf den Hinweis des Bundesamtes, die im Erst­

ver fahren gesicherten Fingerabdrucke seien mit den jetzt gesicherten F ingerabdrucken iden­

t isch, räumte sie den gestel l ten Erstantrag ein, behauptete aber, ihre Mutter sei zuerst in den 

Iran zurückgekehr t und sie und ihre Schwester seien dann ebenfal ls in den Iran zurückge­

kehrt, jetzt aber erneut eingereist. Die Mutter sei zurückgekehrt , weil die Großmut te r im Ster­

ben ge legen habe. Sie befinde sich jetzt im Evin-Gefängnis, vielleicht sei sie auch schon tot. 

Ihre Personal ien, die sie jetzt angegeben habe, seien aber zutreffend. 

Auf Vorhalt des Bundesamtes, dass der Name im Erstverfahren dem vorgelegten i ranischen 

Pass en tnommen worden sei, räumte sie e in, auch insoweit die Unwahrhei t gesagt zu ha­

ben. Die Namen des Passes st immten, nicht aber die Geburtsdaten. 

Auf die Frage, wann sie in den Iran ausgereist sei, bat sie erst um Bedenkzei t und dann den 

Dolmetscher um Hilfe bei der Beantwor tung. Dann erklärte sie, sie habe im Iran sexuel le Be­

z iehungen zu ihrem Freund unterhal ten. In der Nachbarschaf t habe eine Famil ie sie als Frau 

für den e igenen Sohn ausgesucht . A ls die den Heiratsantrag abgelehnt habe, habe sie große 

Probleme gehabt . Ihr Freund habe sie auch von der Schule abgeholt deswegen sei von der 

Schu lbehörde eine Untersuchung eingeleitet worden . Sie habe das nicht im Asy lers tver fah­

ren vor t ragen können, da die Mutter ihr dies verboten habe. Sie habe Angs t vor ihrem Vater, 

der ein Patr iarch sei. 

Auf wei teren Vorhalt des Bundesamtes räumte sie ein, in e inem weiteren Punkte ge logen zu 

haben. Es treffe zu, dass sie nicht in den Iran zurückgekehr t sei . Die zwei te Gesch ich te 

s t imme aber. Sie möchte den Mann heiraten, den sie liebe und nicht den, den die Famil ie 

bes t imme. Sie habe im Iran schon zwei Selbstmordversuche un te rnommen. Und im Bundes­

gebiet auch. 

Mit Besche id vom 01.10.2004 lehnte das Bundesamt die Durchführung eines wei teren Asy l ­

ver fahrens ebenso wie die Abänderung der getrof fenen Feststel lungen zu § 53 Aus lG ab, 

wei l der Vor t rag unglaubhaft sei. 

In der gegen diesen Bescheid erhobenen Klage vor dem erkennenden Ger icht (Geschäfts-

nummer 5 E 2487/04 A [3]) trug sie vor, sie könne in den Iran nicht zurückkehren , da sie mit 

ihrem Freund, der inzwischen den Iran ver lassen habe und anerkannt wo rden sei , im Iran an 

regimekr i t ischen Demonstrat ionen te i lgenommen habe. Ihr Vater habe ihr gesagt , sie müsse 

zu rückkommen und werde dann zwangsverhei ra te t . A ls sie sich dagegen gewand t habe, sei 

ihr das Wor t abgeschni t ten und ihr deut l ich gemach t worden , sie werde den M a n n heiraten, 

den ihr Vater vor längerer Zeit für sie ausgesucht habe, insoweit habe sie kein Mi tsprache-
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recht. Mit Schri f tsatz vom 02.02.2006 trug sie ergänzend vor, sie habe sich am 10.07.2005 

christl ich taufen lassen. 

In der mündl ichen Verhandlung am 08.09.2006 hat die Klägerin die Klage zu rückgenommen . 

Am 02 01.2007 stellte die Klägerin einen zwei ten Asyl fo lgeantrag, den sie mit d e m Eintritt 

der unmit te lbaren Gel tung der Richtlinie 2004 /83 /EG des Rates vom 29 Apri l 2004 über 

Mindestnormen für die Anerkennung und den Status von Dri t tstaatsangehörigen oder Staa­

tenlosen als Flücht l inge oder als Personen, die anderweit ig internationalen Schutz benöt i ­

gen, und über den Inhalt des zu gewährenden Schutzes - nachfolgend" Quali f ikat ionsricht l i -

nie - begründete. In der informatorischen Anhö rung vor dem Bundesamt - das Bundesamt 

wurde inzwischen in „Bundesamt für Migrat ion und Flüchtl inge" umbenannt - am 18.01.2007 

gab sie an, sie solle noch immer zwangsverhei ratet werden. Weitere Gründe habe sie nicht. 

Erst auf Vorhal t des Behördensachbearbei ters g ing sie auf ihren Glaubenswechse l ein und 

trug vor, für alle, die zu einem anderen G lauben wechsel ten, sei im Iran eine Strafe vorgese­

hen. Und ihr Vater werde diese Strafe selbst an ihr vol lz iehen. Ihren neuen G lauben könne 

sie im Iran nicht verbrei ten. Wahrschein l ich we rde sie bei einer Rückkehr getötet. 

Mit Besche id vom 25.01.2007 wurde - nachdem die Durchführung eines Folgeverfahrens 

bewill igt wurde - der Antrag auf Anerkennung als Asylberecht igte (Art. 16 a GG) und der A n ­

trag auf Flücht l ingsfeststel lung (§ 60 Abs . 1 AufenthG) abgelehnt. Zugleich wurde festge­

stellt, dass die Voraussetzungen des § 60 Abs . 2 bis 7 AufenthG nicht vor lagen. Zur Begrün­

dung wurde ausgeführt , die Durchführung eines Folgeverfahrens sei wegen des Inkrafttre­

tens der Quali f ikat ionsricht l inie - und dami t w e g e n einer neuen Rechts lage - no twend ig . A-

sylberecht igung und Flüchtl ingsstatus könnten jedoch nicht zuerkannt werden , wei l der 

Glaubensübertr i t t erst im Bundesgebiet erfolgt sei und als Nachf luchtgrund aus d e m Schutz-

bereich des Ar t . 16 a GG herausfalle bzw. w e g e n der Regelung des § 28 Abs 2 AsylVfG der 

Flücht l ingsstatus nicht zuerkannt werden könne. Der Übertritt zum christ l ichen G lauben führe 

überdies nicht mit beacht l icher Wahrschein l ichkei t zu poli t ischer Ver fo lgung i S. von § 60 

Abs. 5 Au fen thG. Ein Glaubenswechsel ohne jegl iche poli t ische Betät igung stehe im Iran 

nicht unter Strafe. Der Glaubensübertr i t t führe, sowei t er sich nicht in einer Miss ionierungstä-

tigkeit äußere, auch sonst zu keiner Ver fo lgung. Eine Verfo lgung sei al lenfal ls bei nach au­

ßen erkennbarer missionar ischer Tätigkeit in herausgehobener Posit ion mögl ich. Die Kläge­

rin bekle ide in ihrer Geme inde keine entsprechende Posit ion. Das religiöse Ex is tenzmin imum 

sei im Iran gegeben . Auch andere Absch iebungsverbote bestünden nicht. Der Besche id 

wurde d e m Bevol lmächt igten der Klägerin durch Einschreiben, das am 06.02.2007 zur Post 

gegeben wurde , zugestel l t . 

Mit Schr i f tsatz ihres Bevol lmächt igten vom 16.02.2007, bei Gericht am selben Tag einge­

gangen, hat die Kläger in Klage gegen den ab lehnenden Bescheid erhoben. Sie trägt vor, das 
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religiöse Ex is tenzmin imum sei im Iran nicht gewahrt , außerdem konnten nur „ursprüngl iche 

Christen" ihren G lauben gefahrlos prakt izieren, nicht jedoch Apostaten. Jeder Musl im, der 

die Klägerin kenne und wisse, dass sie früher Musl ima war, wäre berechtigt, sie zu tö ten. 

§ 28 Abs 1 Asy lV fG greife wegen des Inkrafttretens der Qualif ikationsrichtl inie nicht. 

Die Klägerin beantragt, 

unter entsprechender Aufhebung des Bescheids des Bundesamtes für Migra­
t ion und Flücht l inge vom 25.01.2007 die Beklagte zu verpf l ichten, für die K lä­
ger in das Vorl iegen eines Absch iebungsverbots i. S. d. § 60 Abs . 1 Au fen thG 
festzustel len, 

hi l fsweise festzustel len, dass in der Person der Klägerin Absch iebungsverbote 
g e m ä ß § 60 Abs . 2 bis 7 Aufen thG vor l iegen. 

Die Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Zur Begründung bezieht sie sich auf die Aus führungen des angefochtenen Bescheids . 

In der mündl ichen Verhandlung am 24.04.2008 ist die Klägerin zu ihren persönl ichen Ver­

hältnissen informator isch gehört wo rden . W e g e n des Ergebnisses der Anhörung w i rd auf d ie 

Niederschrif t Bezug g e n o m m e n . Ferner wird wegen der wei teren Einzelheiten des Sach - und 

Strei tstandes auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Gerichtsakte des ersten Folgever fah­

rens, der vorge legten Behördenakten der Beklagten sowie der „Erkenntnisl iste Iran" des er­

kennenden Ger ichts, die den Betei l igten übermittelt wurde , Bezug genommen . 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist zu läss ig, jedoch unbegründet , denn der angefochtene Bescheid ist zwar 

rechtswidr ig, er verletzt die Klägerin jedoch nicht in ihren Rechten (§ 113 Abs . 5 V w G O ) . Der 

Klägerin steht der mit der Klage gel tend gemachte Anspruch auf Feststel lung des Flücht-

l ingseigenschaft nach § 60 Abs . 1 AufenthG und auf Feststel lung der Vorausse tzungen des 

§ 60 Abs 2 bis 7 Au fen thG nicht zu. 

Ein wei teres Asy lver fahren hatte nicht durchgeführt we rden dürfen, denn die gesetz l ichen 

Voraussetzungen dafür l iegen nicht vor. 

G e m ä ß § 71 Abs . 1 Asy lV fG ist ein weiteres Asy lver fahren nur durchzuführen, w e n n die Vor­

aussetzungen des § 51 Abs . 1 bis 3 V w V f G vor l iegen. Das ist der Fall, w e n n die der Ab leh-
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nung des ersten Ant rages zugrunde l iegende Sach- oder Rechtslage nachträgl ich zuguns ten 

des Betroffenen geänder t hat (§ 51 Abs. 1 Nr. 1 VwVfG) , neue Beweismittel vor l iegen, die 

eine dem Betrof fenen günst igere Entscheidung herbei führen würden ( § 5 1 Abs. 1 Nr. 2 

VwVfG) oder w e n n Wiederaufnahmegründe entsprechend § 580 Z P O vorl iegen (§ 51 Abs 1. 

Nr. 3 VwVfG). Der Ant rag ist nur zulässig, wenn der Betroffene ohne grobes Verschulden 

außerstande war, den Grund für das Wiederaufgre i fen in dem früheren Verfahren, insbeson­

dere durch Rechtsbehel f , gel tend zu machen (§ 51 Abs . 2 VwVfG) und er den Ant rag b innen 

drei Monaten ab d e m Tag der Kenntniser langung der Grunde des Wiederaufgre i fens gestel l t 

hat (§ 51 Abs 3 VwVfG) . 

Es liegt keine neue Sachlage vor, die die Klägerin nicht schon in dem früheren Verfahren 

hatte geltend machen können. Denn sowohl die Gefahr der Zwangsverhei ra tung, als auch 

die Gefahren, die sich aus dem erfolgten Glaubensübertr i t t e rgeben, waren bereits Gegen­

stand des f rüheren Verfahrens. Beide Gründe sind daher „verbraucht" und können bei un­

veränderten tatsächl ichen Verhältnissen al lenfal ls dann zum Gegens tand eines wei teren A-

sylverfahrens gemach t werden, wenn insoweit neue Beweismit te l vor l iegen (§ 51 Abs . 1 

Nr. 2 VwVfG). Das ist aber - ersichtl ich - nicht der Fall. 

Der Begründung des Bundesamtes, ein neues Asy lver fahren durchzuführen, wei l d ie Quali f i -

kationsnchtl inie unmit te lbare Geltung erlangt habe und sich die Rechts lage dah ingehend ge­

ändert habe, dass eine Anerkennung wegen dieser Rechtsvorschri f t nunmehr mögl ich er­

scheine, vermag das erkennende Gericht nur dann zu fo lgen, wenn die Qual i f ikat ionsricht l i -

nie dem Asy lbewerber Ansprüche gewährt , die ihm nach nat ionalem Recht bisher nicht zu ­

standen u n d wenn das Vorbr ingen einen Zusammenhang zwischen geänderter Rechts lage 

und indiv iduel lem Schicksal erkennen lässt. W ie sich näml ich aus § 51 Abs. 1 Nr 1 VwVfG 

ergibt, genügt nicht i rgendeine Änderung einer Rechtsvorschri f t . Es muss v ie lmehr eine sol­

che sein, die die f rühere Entscheidung in ihrer sachl ichen Richtigkeit in Frage stellt und er­

war ten lässt, dass unter Berücksicht igung der neuen Rechts lage eine dem Betrof fenen güns­

tigere Regelung mögl ich erscheint (vgl. Kopp/Ramsauer , VwVfG, 10. Auf l . 2008, § 51 

Rdnr. 25). 

Eine neue Rechts lage im vorbeschr iebenen Sinne l iegt für d ie Klägerin j edoch nicht vor. 

Denn das Vorbr ingen, wegen ihres Glaubensüber r i t t s in den Iran nicht zurückkehren zu 

können, wurde berei ts in das Erstverfahren in der ger icht l ichen Phase eingebracht und als 

nicht ver fo lgungsre levant bewertet. Das Inkrafttreten der Qual i f ikat ionsricht l inie hat an der 

mangelnden Relevanz des Vorbr ingens nichts geändert . Es hätte nur dann Relevanz haben 

können, w e n n der Glaubensubertr i t t glaubhaft geschi ldert worden wäre und die Zuerkennung 

des Flücht l ingsstatus oder von Abschiebungsschutz allein daran gescheitert ist, dass die 

Klägerin auf die Glaubensbetät igung im sog. Forum in ternum hätte verwiesen werden kön­

nen, obwohl sie im Ver fahren glaubhaft machen konnte, ihren G lauben auch in der Öffent-
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lichkeit prakt izieren zu wol len („Forum externum"). Denn nur in Bezug auf d iesen Sachverha l t 

hat die Quali fkat ionsrichtl inie in ihrem Art 10 Abs. 1 b) zu einer echten Erweiterung der 

Rechtsposit ion von Glaubensf lücht l ingen und damit zu einer neuen Rechtslage geführt, d ie 

eine Neubewertung des Asy lbegehrens hätte erforderl ich lassen werden können. 

Dem Bundesamt ist a l lerdings zuzugestehen, dass der Glaubenswechsel erstmals auf der 

gerichtl ichen Ebene eingeführt wurde (Schriftsatz vom 02.02.2006), mithin mehr als ein Jah r 

nach Erlass des ab lehnenden Bescheids des Bundesamts vom 01.10.2004 und infolge Kla­

gerücknahme in keiner schrif t l ichen Entscheidung des Ger ichts e iner ausdrückl ichen Würd i ­

gung unterzogen wurde . Deshalb konnte es für das Bundesamt ungewiss se in , ob der f rühe­

re Vortrag bereits als „verbraucht" anzusehen war oder nicht. 

Aber auch diese Unsicherhei t außer acht gelassen, kann es nach der informator ischen A n ­

hörung durch das Bundesamt vom 18 01.2007 nicht ernst l ich zweifelhaft sein, dass aus Sicht 

der Klägerin seit Absch luss des ersten Asylfolge Verfahrens keine neue Rechts lage eingetre­

ten ist, die die Durchführung eines Folgeverfahrens geboten hätte. 

Eine Verfo lgungsgefahr nach Glaubensübertr i t t ist nur dann in Erwägung zu z iehen, w e n n 

plausibel dargetan w e r d e n würde, dass hinter dem Glaubensübertr i t t ser iöse Mot ive s tehen 

und der G laubenswechse l auf einer ernsthaften aufr icht igen inneren Überzeugung beruht 

und deshalb auch be i e iner Rückkehr in den Iran eine Beibehal tung des neu gefundenen 

Glaubens zu erwar ten ist (st. Rechtsprechung des erkennenden Gerichts, vgl. z. B. Urt. v. 

16 02.2004 - 5 E 30444/98.A [3] - NVwZ-RR 2004, 615 [617], ähnl ich Hess V G H , Beschl . v 

26 06 2007 - 8 UZ 1463/06.A -; Urt v. 03.12.2002 - 11 UE 3178/99.A) Hierzu kann von ei­

nem Musl im der p lausib le Vortrag erwartet werden, we lches konkrete Schlüsseler lebnis ihn 

veranlasst hat, nicht mehr im Islam, sondern nunmehr im Chr is tentum seinen Glauben zu f in­

den. 

Einen solchen Vor t rag vermochte die Klägerin schon im ersten Asyl fo lgeverfahren nicht zu 

leisten. Von einer Mus l imin - die e igenen Angaben zufo lge in der Famil ie ihres strenggläubi­

gen Vaters au fgewachsen ist - können plausible Aus führungen zu der Frage erwartet wer­

den, 

a) w a r u m sie im Islam ihren Glauben nicht mehr f inden konnte, 
b) w a s sie bewogen hat, sich e inem neuen G lauben zuzuwenden und nicht 

A the is t zu werden und 

c) w a r u m dieser neue Glaube gerade im Chr is tentum liegt und nicht in einer 
ande ren Rel igion. 

Von der Klägerin wa r in der mündl ichen Verhandlung vom 08.09.2006 dazu al lein zu erfah­

ren, dass sie sich, als sie nach Deutschland gekommen war, für die christ l iche Rel igion inte-
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ressiert habe. Sie habe immer zu Gott gebetet und Gott gefragt, welche Rel igion die bessere 

sei. Dann sei es e inmal so gewesen , dass ihr im Schlaf ein Kreuz vor Augen erschienen sei 

und sie dann sofort zu ihrem Betreuer gegangen sei und ihm gesagt habe, sie möchte gerne 

mit e inem deutschen Mädchen in die Kirche gehen, was sie dann, auch gemacht habe. A u c h 

ihre Tante hatte zuvor versucht, sie für das Chr istentum zu interessieren. 

Ein solches Vorbr ingen ist ungeeignet , e inen Glaubenswechse l darzu legen, von dem ange­

nommen werden kann, er beruhe auf einer ernsthaften aufr icht igen inneren Überzeugung 

und sei aus Gründen eines inneren Bedürfnisses auch bei einer Rückkehr in den Iran nicht 

umkehrbar . Die Aus führungen der Klägerin sind f loskelhaft, w i rken konstruiert und auf den 

Zuhörer daher sehr unglaubhaf t . Sie waren am 08.09.2006 Anlass, der Klägerin die Klage-

rücknahme nahe zu legen. 

Aus d iesem Grunde ist es im Falle der Klägerin nicht entscheidungserhebl ich, ob die Qual i -

f ikationsnchtl inie g läubigen Menschen einen größeren Betät igungsraum zugesteht, als dies 

nach dem bisher ge l tenden nat ionalen Recht der Fal l war . Denn die Klägerin fallt nicht in den 

Schutzbereich der Norm, da davon ausgegangen werden darf, dass sie ihren neu gefunde­

nen Glauben bei einer Rückkehr in den Iran nicht prakt iz ieren wi rd - und zwar weder im Be­

reich des Forum in ternum noch im Bereich des Forum ex ternum. 

Die für die Ver fo lgungsgefahr zu unterstel lende Bedeutungslosigkei t des Glaubensübertr i t ts 

der Klägerin hatte auch aus e inem anderen Grunde für das Bundesamt nahe l iegen müssen . 

Ungeachtet der vagen Angaben in der mündl ichen Verhand lung am 08.09.2006 hielt es die 

Klägerin bei ihrer persön l ichen Anhörung gut vier Monate später nicht e inmal für nötig, den 

Glaubensübertr i t t v o n sich aus als Grund anzugeben, der ihrer Rückkehr in den Iran entge­

genstand. Erst auf Nachf rage des Bundesamtes erklärte sie, w e g e n ihres Glaubensübertr i t ts 

werde sie von ihrem Vater umgebracht . Wenige Augenbl icke zuvor hatte sie noch angege­

ben, ihr Vater wol le sie zwangsverhe i ra ten, wenn sie in den Iran zu rückkomme. In d iesem 

konfusen, of fenkundig völl ig unüber legten Vorbr ingen der Kläger in liegt nichts, was Seriosität 

und damit Glaubhaft igkei t abstrahlt . Es besteht vielmehr der Eindruck, von d e m , w a s die 

Klägerin berichte - insbesondere nach den mehrfachen Unwahrhe i ten im ersten Asyl fo lge­

verfahren - s t imme auch jetzt nichts. 

Nichts anderes folgt aus der umfangre ichen Befragung der Kläger in durch das Bundesamt 

zu christ l ichen Glaubens inha l ten. Solche Befragungen haben nur dann einen Erkenntniswert, 

wenn der Befragte überhaupt keine Antwor ten geben kann. Dann ist näml ich die Annahme 

gerechtfert igt, er habe sich mit d e m angebl ich neu ge fundenen G lauben überhaupt nicht be­

fasst. Umgekehrt ist das Beantwor tenkönnen von Fragen zur chr ist l ichen Glaubenslehre er­

kenntnisneutral . Denn W issen allein ist kein Beleg für innere Überzeugung. Jedermann, auch 

ein Musl im, ein Buddhist oder ein Atheist , ist in der Lage, sich den Inhalt des christ l ichen 
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Glaubensbekenntn isses anzue ignen und auf zielgerichtete Fragen zutref fende Antworten zu 

geben. In Zeiten des Internets kann mit wenig Aufwand (vgl z.B. über w w w . wik ipaedia.de) 

nachgelesen werden, we lchen bibl ischen Hintergrund das Oster- oder das Pfingstfest haben 

und weshalb Christ i Himmelfahrt mit e inem besonderen Feiertag gedacht w i rd . 

Da die Klägerin weder vor Ger icht am 08.09.2006 noch in der persönl ichen Anhörung vor 

dem Bundesamt am 18.01.2007 seriöse Ausführungen machte, denen en tnommen werden 

konnte, dass sie aus t iefer innerer Überzeugung hinter dem steht, was sie sagt, und ihren 

neu gefundenen Glauben bei e iner Rückkehr in den Iran nicht w ieder aufgeben wird, bes tand 

kein Anlass zur Durchführung eines wei teren Folgeverfahrens. 

Die persönl iche Anhörung der Klägerin am 24.04.2008 durch das Gericht hat keine Ge­

sichtspunkte ergeben, die eine andere Einschätzung geböten. 

Obwohl daher auch die Tenor ierung des ablehnenden Bescheids fehlerhaft ist - der Tenor 

räumt der Klägerin den Status einer Erstantragstel ler in ein, verleiht ihr das Recht auf eine 

Aufenthal tsgestat tung und gewähr t ihr infolge der aufsch iebenden Wirkung der Klage ein hö­

herwert iges Aufenthal tsrecht als nur den Duldungsstatus - , ist d ie Klägerin dadurch nicht in 

ihren Rechten verletzt, denn sie wird durch den Bescheid günst iger gestellt, als sie es von 

Rechts wegen beanspruchen kann. 

Auch die Ausre iseauf forderung und Absch iebungsandrohung der Beklagten sind rechtmäßig 

und verletzen die Kläger in nicht in ihren Rechten (§ 113 Abs . 1 V w G O ) . Sie f inden ihre 

Rechtsgrundlage in § 34 Abs . 1 und § 38 Abs. 1 Asy lVfG, da der Asylantrag der Klägerin zu 

Recht abgelehnt wo rden ist und die Klägerin keinen Aufenthaltst i tel für die Bundesrepubl ik 

Deutschland besitzt. 

Die Kostenentscheidung ergibt sich aus den §§ 154 Abs . 1 V w G O , 83 b Asy lV fG. Die Ent­

scheidung über die vor läuf ige Vol lstreckbarkeit folgt aus §§ 708 Nr. 1 1 , 711 Z P O i. V. mit 

§ 167 V w G O . 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil kann innerhalb e ines Monats nach Zuste l lung die Zu lassung der Beru­
fung beantragt werden . Über die Zu lassung der Berufung entscheidet der Hessische Verwal­
tungsgerichtshof. 

Vor dem Hessischen Verwal tungsger ichtshof muss sich jeder Betei l igte, sowei t dieser einen 
Antrag stellt, durch e inen Rechtsanwal t oder Rechtslehrer an e iner deu tschen Hochschule im 
Sinne des Hochschu l rahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt als Bevol lmächt igten 
vertreten lassen. Dies gilt a u c h für den Antrag auf Zu lassung der Berufung. 
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Jurist ische Personen des öffent l ichen Rechts und Behörden können sich auch durch Beamte 
oder Angestel l te mit Befäh igung z u m Richteramt sowie D i p l o m j u r i s t e n im höheren Dienst, 
Gebietskörperschaften auch durch Beamte oder Angestel l te mit Befähigung zum Richteramt 
der zuständigen Aufs ichtsbehörde oder des jewei l igen kommunalen Spi tzenverbandes des 
Landes, dem sie als Mitgl ied zugehören, vertreten lassen. 

Die Berufung ist nur zuzu lassen, wenn 

1. die Rechtssache grundsätzl iche Bedeutung hat oder 
2. das Urteil von einer Entscheidung des Hessischen Verwal tungsger ichts­

hofs, des Bundesverwal tungsger ichts, des Geme insamen Senats der o-
bersten Ger ichtshöfe des Bundes oder des Bundesverfassungsger ichts 
abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 

3. ein in § 138 der Verwal tungsger ichtsordnung bezeichneter Verfahrens­
mangel gel tend gemacht wird und vorliegt. 

Der Antrag ist schriftl ich zu stel len. Er muss das angefochtene Urteil beze ichnen. In dem A n ­
trag sind die Gründe, aus denen die Berufung zuzulassen ist, darzu legen. 

Der Antrag ist bei dem 

Verwaltungsgericht Darmstadt 
Havelstraße 7 

64295 Darmstadt 
(Postanschrif t : Postfach 11 14 50, 64229 Darmstadt) 

zu stel len. Rechtsmittel können auch auf e lektronischem Wege eingelegt werden , wenn sie 
mit einer quali f izierten e lekt ron ischen Signatur versehen sind. Die Erhebung eines Rechts­
mittels über eine gewöhnl iche E-Mail ist nicht zulässig. Zu den Einzelhei ten vgl. die Hinweise 
auf der Internet-Homepage unter www.vg-darmstadt . just iz .hessen.de 


